
Die Armutskonferenz et al. (Hrsg.) (2020): Stimmen gegen Armut. BoD-Verlag 
www.armutskonferenz.at/buch-stimmen-gegen-armut 

237

Gesetzeswerkstatt zum Sozialhilfegesetz 
Das Sozialhilfegesetz mit Betroffenen und Expert*innen  
neu formulieren 

Marianne Schulze

Der Gesetzgebungsprozess wird häufig von Lobbygruppen beeinflusst. Armutsbetroffene 
und Mitarbeiter*innen aus dem Sozialbereich haben dagegen kaum Möglichkeiten auf 
solche Verfahren, z.B. die Sozialgesetzgebung Einfluss zu nehmen. Eine Gesetzeswerk-
statt auf der Armutskonferenz ging neue Wege um Abhilfe zu schaffen.

„Das unwürdige Sanktionsregime muss auf jeden Fall aus dem Gesetz gestrichen 
werden, man kann nicht einfach die Leute verhungern lassen und auf die Stra-
ße setzen“, meint Silvia, die gerade angeregt mit ihren Kolleg*innen debattiert. 
Sie nimmt mit etwa 25 weiteren Personen an einer „Gesetzwerkstatt“ auf der 
12. Armutskonferenz in Salzburg teil, in der das Sozialhilfe-Grundsatzgesetz 
grundlegend überarbeitet werden soll. Silvia hat selbst Erfahrungen mit Armut 
und Arbeitslosigkeit. Neben Menschen, die selbst betroffen sind, haben auch 
viele Mitarbeiter*innen sozialer Organisationen in der Gesetzeswerkstatt Platz 
genommen. Helmut sitzt an einem der Diskussions-Tische und erläutert, dass 
aus seiner Sicht die Deckung der Wohnkosten im Gesetz anders geregelt werden 
muss. Als Sozialarbeiter weiß er, wie oft die Bezieher*innen der Mindestsiche-
rung bzw. Sozialhilfe ihre Mieten nicht mehr zahlen können und dann in seiner 
Beratungsstelle landen. 

Der Zweck der Armutsbekämpfung wird mit keiner Silbe erwähnt

Das große Interesse an dieser Gesetzeswerkstatt ist wohl auch dadurch begrün-
det, dass das seit 1. Juni 2019 geltende Sozialhilfe-Grundsatzgesetz, in dem die 
Bundesregierung Vorgaben für die Ausgestaltung der Sozialhilfe der Länder 
formuliert, in sozialen Organisationen auf breite Kritik gestoßen ist (Armutskon-
ferenz 2019). 

Unter den vielen kritikwürdigen Aspekten dieser Regelung seien zwei her-
ausgegriffen: es werden nicht Minimum-Vorgaben, sondern – finanzielle – Maxi-
mumvorgaben gemacht, sprich: die Bundesgesetzgebung legt Höchstbeträge fest, 
die die Länder in ihrer Unterstützung von armutsbetroffenen und armutsgefähr-
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deten Menschen nicht überschreiten dürfen. In einem entwickelten Wohlfahrts-
staat würde man meinen, dass der Gesetzgeber, wenn schon Handlungsbedarf in 
der Gewährleistung von sozialer Sicherheit verortet wird, Minimum-Standards 
setzt. Dass das nicht passiert ist, ist durch den zweiten bemerkenswerten Aspekt 
des Grundsatzgesetzes untermauert: der Zweck der Regelung – Armutsbekämp-
fung – wird mit keiner Silbe erwähnt. 

Ein Gesetz ohne wirklichen Zweck ist rechtsstaatlich und demokratiepolitisch 
ziemlich abwegig, jedenfalls hochgradig fragwürdig. Das Sozialhilfe-Grundsatz-
gesetz ist aber auch aus vielen anderen Gründen kontraproduktiv in den Be-
mühungen, für alle Menschen in Österreich ein menschenwürdiges Dasein zu 
gewährleisten. 

Aufgrund der höchst problematischen Formulierungen und Lücken im 
Grundsatzgesetz, wird auf der 12. Armutskonferenz diese Gesetzeswerkstatt als 
Versuchsballon gestartet, um jene in den Gesetzgebungsprozess einzubeziehen 
die sonst meist davon ausgeschlossen sind: „Expert*innen aus Erfahrung“, also 
Bezieher*innen der Mindestsicherung / Sozialhilfe bzw. Menschen mit Armuts-
erfahrungen und Expert*innen aus sozialen Organisationen, die aus ihrer täg-
lichen Praxis wissen „wo der Schuh am meisten drückt.“ 

Partizipative Gesetzes-Entwicklung

Als Einstieg wird folgende Passage eingefügt:

„Für die Landesgesetzgebung werden für Personen, die nicht über ausrei-
chende Mittel verfügen, um ein menschenwürdiges Dasein zu sichern, sowie 
zur verstärkten Bekämpfung und Vermeidung von Armut und sozialer Aus-
schließung gemäß Artikel 12 Abs. 1 Z 1 des Bundes-Verfassungsgesetzes (B-
VG) folgende Grundsätze aufgestellt [:].“

Diese Ergänzung – in kursiv gehalten – ist dem „Recht auf existenzielle Min-
destversorgung“ aus den Beratungen zur Reform der österreichischen Verfassung 
2005 (sog. Österreich-Konvent) entnommen. Jedenfalls gestrichen würde die 
Zielbestimmung unter Paragraph 1, dass Leistungen der Sozialhilfe aus öffent-
lichen Mitteln „integrationspolitische und fremdenpolizeiliche Ziele berück-
sichtigen“ soll, da diese Formulierung, xenophobe und rassistische Untertöne 
anklingen lässt.

Eine Teilnehmerin streicht die gesamte Passage der Ausschlusskriterien, ein 
anderer ersetzt den Begriff „Sozialhilfe“ mit „Daseinssicherung.“ Die Bearbei-
tungsdauer für Anträge soll maximal ein Monat sein, andernfalls würde aus 
der Antragstellung automatisch ein „Härtefall,“ bzw. im Korrekturmodus der 
Gesetzes-Schreibwerkstatt eine „Vermeidung von menschenunwürdigen Lebens-
umständen.“ Apropos Prävention: gleich mehrfach wird die Verhinderung von 
Gewalt thematisiert und die Auswirkungen, insbesondere häuslicher Gewalt, auf 
die Frage sozialer Sicherheit deutlich gemacht. 
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Ebenfalls zentral ist die Chance, Möglichkeiten zu schaffen, den Lebensunter-
halt selbst zu verdienen. Menschenrechtlich ist dafür das Recht auf Arbeit essen-
tiell. Im Grundverständnis steht die Unterstützung für individuelle Bedürfnisse 
auf dem Weg in den ersten Arbeitsmarkt im Mittelpunkt; die „Bedürfnisse“ des 
Arbeitsmarktes als kapitalistisches Konstrukt sind stark vernachlässigbar. Kon-
sequenter Weise wird der Text des Sozialhilfe-Grundsatzgesetzes entsprechend 
adaptiert. Statt „(Wieder-)Eingliederung von Bezugsberechtigen in das Erwerbs-
leben [zur Förderung der] optimalen Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes,“ 
und damit verbundener (neo-liberaler) individueller Leistungsfähigkeit also 
ein Fokus auf was es braucht, damit Menschen ihr Recht auf Arbeit verwirk-
lichen können und also: „Unterstützung in der Verwirklichung des Rechts auf  
Arbeit.“ 

Einige der vorgeschlagenen gesetzlichen Änderungen schließen an das Posi-
tionspapier der Armutskonferenz (2020) „19 Punkte für eine neue Mindestsi-
cherung“ an, andere gehen darüber hinaus. Da die 2016 ausgelaufene Art 15a 
B-VG Vereinbarung über eine bundesweite bedarfsorientierte Mindestsicherung 
Armutsbekämpfung deutlich stärker zum Ziel hatte, wird auch diese von Teil-
nehmer*innen für eine Überarbeitung der derzeitigen Regelung herangezogen. 

Die zwei Stunden auf der 12. Armutskonferenz reichen nicht aus um den 
Gesetzestext abzuschließen, aber sie haben den Versuchsballon einer Geset-
zeswerkstatt erfolgreich gestartet. Die Weiterführung der Gesetzeswerkstatt ist 
jedenfalls geplant und kann vielleicht auch Modell für „partizipative Gesetzes-
Entwicklung“ sein. 

Marianne Schulze ist Menschenrechtsexpertin im SozialRechtsNetz der Ar-
mutskonferenz.
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